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Planung der Kindertagesbetreuung für Ochtrup ab 2015/16 

Beschlussvorschlag:   Kenntnisnahme 
 
Sachdarstellung: 
 
Im Rahmen der Jugendhilfeplanung des Kreises Steinfurt wird für Ochtrup, unter Berücksichtigung 
der Geburtenzahlen und des bisherigen Nachfrageverhaltens der Eltern, der Bedarf der Kinderta-
gesbetreuung jährlich neu ermittelt. Das Ergebnis hat das Kreisjugendamt in einem Abstimmungs-
gespräch am 01.10.2014 den Trägern und Leitungen der Kindertageseinrichtungen sowie der 
Verwaltung mitgeteilt. Es wurde ein zusätzlicher Bedarf von 2 weiteren Gruppen zum Kindergar-
tenjahr 2015/16 festgestellt. Grund ist zum einen eine erhöhte Nachfrage für Kinder unter 3 Jah-
ren, zum anderen auch die Reduzierung von 5 auf 4 Kindergartengruppen im Rahmen des Umzu-
ges des DRK-Kindergartens Stadt zum Gausebrink. 
 
Die weitere Umsetzung sieht zunächst eine Trägerabfrage des Kreisjugendamtes vor. Die genau-
en Ergebnisse und Planzahlen können der in der Anlage beigefügten Power-point-Präsentation 
des Kreisjugendamtes entnommen werden. 
 
Umweltrelevanz:    Keine 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
In Abhängigkeit vom jeweiligen Träger fallen eventuell laufende Betriebskosten sowie einmalige 
Zuschüsse für Bau und Einrichtung an. Sollte das Anmeldeverfahren im November 2014 zeigen, 
dass provisorische Kita-Gruppen zum 01.08.2015 einzurichten sind, sind entsprechende Mittel im 
Rahmen der Haushaltsplanberatungen bereitzustellen. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Seit dem 01.08.2013 hat jedes Kind ab dem 1. Lebensjahr einen Rechtsanspruch auf eine Tages-
betreuung in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Die Schaffung eines be-
darfsgerechten Angebotes ist für den Kreis als Träger der öffentlichen Jugendhilfe nicht nur ver-
pflichtend sondern auch für die Kommune ein wichtiger Standortvorteil im Sinne der besseren Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf. 
 
Im Auftrage: 
 
Engelmann 


